
Wir veröffentlichen einen Brief der IALANA an die Bundeskanzlerin, alle Bundesministeri-
en und den Deutschen Bundestag, der sich mit den von deutschem Boden ausgehenden,
auch mit Kampfdrohnen durchgeführten US-Kriegshandlungen befasst, und die drei bisher
dazu eingegangenen Antworten.

Ein Brief der IALANA an die Bundeskanzlerin,
alle Bundesministerien und den Bundestag und drei Antworten

Die deutsche Sektion der  International Association of Lawyers Against Nuclear Arms /
IALANA (die Internationale Vereinigung der Juristen und Juristinnen gegen atomare, biolo-
gische und chemische Waffen – Für gewaltfreie Friedensgestaltung) hat am 17.05.2015
gleichlautende Briefe zu den Themen "Amerikanische Kriegsführung von deutschem Bo-
den, Bundeswehr und Kampfdrohnen, Frieden durch Recht" an Bundeskanzlerin Angela
Merkel, alle Bundesminister/innen und den Bundestag geschrieben. 

Als Beispiel für alle gleichlautenden Briefe veröffentlichen wir eine Kopie des an Frau Dr.
Barbara Hendricks, die Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit,
gerichteten Briefes und Kopien der drei bisher vom Bundeskanzleramt, vom Auswärtigen
Amt und vom Bundesministerium der Verteidigung eingegangenen Antworten. 

Nach den abgedruckten Dokumenten folgt ein kurzer LUFTPOST-Kommentar.
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Friedenspolitische  Mitteilungen  aus  der
US-Militärregion Kaiserslautern/Ramstein
                                    LP 180/15 – 25.09.15

Grafik entnommen aus https://firstlook.org/theintercept/2015/04/17/ramstein/ 
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________________________________________________________________________

Unser Kommentar 

Das IALANA-Schreiben beinhaltet eine schlüssige Kurzdarstellung der rechtlichen Proble-
matik von US-Kriegseinsätzen, die direkt – oder wie der US-Drohnenkrieg – indirekt von
deutschem Boden ausgehen. Wir möchten nur auf zwei Unstimmigkeiten auf S. 2 dieses
Schreibens hinweisen. Das EUCOM und das AFRICOM haben ihren Sitz in Stuttgart, das
CENTCOM residiert aber auf der MacDill Air Force Base in Tampa, Florida (s. http://ww-
w.luftpost-kl.de/luftpost-archiv/LP_13/LP20714_291214.pdf ).  Der  deutsche  Offizier,  der
im AOC auf der U.S. Air Base Ramstein gearbeitet hat, ist der Bundeswehr-Oberstleut -
nant Ulrich Scholz (s. Christian Fuchs / John Götze: Geheimer Krieg, Rowohlt, Reinbek
bei Hamburg, S. 88). 

In allen drei Antwortschreiben beruft man sich auf eine irreführende Antwort der US-Re-
gierung auf eine Frage, die so nicht zu stellen ist. 
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In der Antwort des Bundeskanzleramtes und der bis auf die Schlusspassage gleichlauten-
den Antwort des Auswärtigen Amtes ist zu lesen: "Die amerikanische Regierung hat zu -
letzt im Januar 2015 versichert, dass Einsätze von unbemannten Luftfahrzeugen in Afrika
von Deutschland aus in keiner Weise gesteuert oder durchgeführt werden." 

Das Bundesministerium der Verteidigung redet sich zunächst damit heraus, dass " die Air
Base Ramstein und die sich darauf befindliche Satelliten-Relais-Station ohne die Mitwir-
kung oder Einbeziehung der Bundesregierung betrieben und genutzt" werden, und fügt
dann an: "Die amerikanische Regierung hat der Bundesregierung zugesichert, dass ame-
rikanische Einsätze von unbemannten Luftfahrzeugen in keiner Weise von Deutschland
aus gesteuert oder durchgeführt würden und sämtliche Entscheidungen über Einsätze un-
bemannter Luftfahrzeuge durch die US-Regierung in Washington fielen. Jedwedes Han-
deln der Vereinigten Staaten von deutschem Staatsgebiet aus erfolge nach den Regeln
des geltenden Rechts." 

Niemand hat behauptet, dass die US-Drohnenflüge von Deutschland aus gesteuert und
durchgeführt würden. Durch Aussagen des Drohnen-Operators Brandon Bryant und meh-
rere Veröffentlichungen, auf die im IALANA-Brief hingewiesen wird, ist allgemein bekannt,
dass die Drohnen von Piloten von verschiedenen Flugplätzen in den USA aus gesteuert
werden, und nicht in Deutschland, sondern in der Nähe der jeweiligen Einsatzgebiete star -
ten und landen. Es trifft also zu, wenn die US-Regierung behauptet, die Drohnen-Einsätze
würden von Deutschland aus weder gesteuert noch durchgeführt. Das ist auch nicht das
Problem. Aus der Grafik auf S. 1 geht allerdings hervor, dass alle Steuerungssignale, die
zu den Drohnen gehen, und alle Informationen, die von den Drohnen kommen, über die
Satelliten-Relaisstation auf der U.S. Air Base Ramstein weitergeleitet werden. Ohne diese
Relaisstation  könnte  der  völkerrechts-  und  verfassungswidrige  US-Drohnenkrieg  über-
haupt nicht geführt werden. Natürlich fällt die letzte Entscheidung über die illegalen Droh-
nen-Morde in Washington, aber die Auswahl von Zielpersonen findet auch in Ramstein
und Stuttgart statt. 

Aus genau den völkerrechts- und verfassungswidrigen Gründen, die in dem IALANA-Brief
aufgeführt werden, ist die Bundesregierung – und wenn die sich weigert – der Deutsche
Bundestag verpflichtet,  die völkerrechts- und verfassungswidrige Nutzung der Air Base
Ramstein durch die vom Bundesministerium für Verteidigung erwähnte Einzelfallprüfung
zu verhindern und, wenn das nicht möglich ist, die Air Base Ramstein zu schließen. 

Die deutsche Friedensbewegung darf  nicht  hinnehmen, dass sich die Bundeskanzlerin
und ihre Minister/innen so billig aus der Affäre ziehen und aus dem Bundestag keine einzi -
ge Reaktion kommt. Nur durch wachsenden öffentlicher Druck – zum Beispiel durch viele
Unterschriften unter dem Ramsteiner Appell (http://ramsteiner-appell.de/ ) und die Teilna-
me an Demos,  wie der  am 26.09.  zur  U.S.  Air  Base Ramstein (s.  http://www.luftpost-
kl.de/luftpost-archiv/LP_13/LP17915_230915.pdf ) und Protestaktionen – können die Bun-
desregierung und unsere Volksvertreter im Bundestag zum Einschreiten gegen das völ -
kerrechts- und verfassungswidrige Treiben auf unserem Territorium gebracht werden. 

 www.luftpost-kl.de 
VISDP: Wolfgang Jung, Assenmacherstr. 28, 67659 Kaiserslautern
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